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fiir die gesamte Sozialversicherung
Fachzeitschrift dei ZentralVerbandes der Angestellten

Erscheint regelmäßig Jeden zweiten Mittwoch mit

der Verbandst tschrift „Der freie Angestellte"»
Geschäftsstelle:

Berlin SO. 26. Oranienstraße 40/41
Bezugspreis durch diePost vier teil ihr! ich 300 Mk. Einzel¬

nummer 50 Mk. - Anzeigen werden nicht aufgenommen.

Wertlose Einrichtungen.
Es sab und gibt zu allen Zeiten Menschen, die nur allzii

schnell bestehende Einrichtungen als wertlos hinstellen« wenn

sie einmal vorübergehend für ihre Erhaltung größere Opfer

bringen müssen, ohne selbst davon erheblichere Vorteile zu

haben; Wenn solche Einrichtungen aber in ihren Leistungen den

Zeiterfordernisscn nicht mehr entsprechen können, dann fordern

solche Menschen nur allzu leichten Herzens ihre völlige Be¬

seitigung, ohne lange zu überlegen, ob nicht durch zweck¬

mäßigere Formen bald eine Besserung erreicht werden kann

uud ob durch eine Beseitigung nicht schließlich auch noch alles

das verloren geht, was ais gut anerkannt werden muß. Zu

diesen Menschen möchten wir <He Arbeiterfrau rechnen, die In

der in Berltn erscheinenden Tageszeitung „Der Deutsche44 ihrem

gepreßten Herzen Luft macht. „Klagen über die Ortskranken¬

kasse44 nennt diese von den christlich-nationalen Gewerkschaften

den Mitgliedern der christlichen Gewerkschaften bei jeder
Gelegenheit als besonders geeignete Informationsquelle dringend
empfohlene Tageszeitung diese Auslassung. Sie gibt der Abhand¬

lung in ihrer Nr. 209 vom 7. September 1923 die Ueberschrift:

„Eine Einrichtung, die ihren Wert verlor". Um uns nicht den

Vorwurf einer ungenügenden Wiedergabe oder mangelnder Ob¬

jektivität machen zu lassen, lassen wir nachstehend den vollen

Inhalt dieses Aufsatzes folgen:
„la allen Berufen und Betrieben ist mjn darauf bedacht, die groSe

Teuerung durch Lohn- und Gehaltserhöhungen möglichst wieder auszugleichen.

.Wer Aber denkt an die Kranken, die doch auch essen und trinken und wieder

gesund werden möchten. Ohne Geld zu besitzen, kann aber wohl ein Ge¬

sunder krank, niemals aber ein Kranker gesund werden. Auf Ersparnisse aber

kann iu Krankheitsfällen gar nicht zurückgegriffen werden. Was man sich

früher erspart hatte, ist heute wertlos. Die Sparkasse zahlt statt des er¬

haltenen Goldes nur Papier zurück. Was aber kann man sich fflr die CN

-.parmt_.se. die cu besorgter Arbeiter in früheren Jahren inachen konnte, heute

kaufen? Ersparnisse aus der jüngsten Zeit aber kommen gar nicht in Betracht,

da die Not von lag tu Tag größer wird, ist das schon so in Arbeiter«

familSen. wo der Ernährer gesund ist und seiner Arbeit nachgehen kann, wie

erst sieht es dort aus, wo der Familienernährer krank wird?

Seit mehreren Wochen kann man jeden Sonnabend Plakate der Berliner

OfUkrankenkasst an den Anschlagsäulen lesen, nach denen die Beiträge zur

Krankenversicherung erhöht werden. Das wäre zu ertragen, wenn die Lebens«

tuUiing durch entsprechend erhöhte Einnahmen die alte bliebe und das

Krankengeld aijch nur in etwa m einem Verhältnis zu den Beiträgen stände.

in den beiden letzten Wochen war mein Mutin krank und erwerbsunfähig.

Für die ersten drei läge der Krankheit erhielt er kein Krankengeld. Fflr die

folgende Zeit erhielt er pro Tag 21000 Mk.. das sind für eine ganze Woche

189 0HQ Mk. Was soll man mit diesem Gelde anfangen? In der vorigen

.Woche kostete ein (verbilligtes) Markenbrot bereits 330 000 Mk. Wovon soll

man da, wenn sonst keine Einnahmen vorhanden sind, dem Kranken das Not¬

wendigste beschaffen, damit er wieder zu Kräften kommt? Ganz abgesehen

.von dem. was dic Familienangehörigen zum Leben brauchen.

Die Krankenversicherung ist so, wie sie sich heute gibt, keine Sicher«

Stellung mehr iür die Kranken. Diese müssen bei den gekennzeichneten

Leitsui.sen tatsächlich verhungern.

Die Beitragsleistung für die Krankenkassen hat — unter weiterer Berück¬

sichtigung der Klagen der Äerzte. die angeblich ihre Bezüge verspätet In

entwertetem Gelde erhalten — nur einen Sinn für die Sicherstellung der Ver¬

waltung der Kassen. Da aber eint Verwaltung niemals Selbstzweck sein

kann, sondern nur Mittel zum Zweck, so fragt es sich — wenn nicht schnell¬

stens eine Aenderung herbeigeführt werden kann — ob es nicht besser ist.

die Krankenver* cherung außer Kraft zu setzen. Besser ist es schon, die dann

rur Entlassung kommenden Angestellten der Krankenkasse erhalten Erwerbs-

leetamterstltzeng, als daß Millionen Versicherte durch hohe Beiträge und

diesen keineswegs einsprechenden Leistungen verärgert und in ihrer so schon

kurzen Lebenshaltung noch weiter beeinträchtigt werden/'

..Der Deutscht" fügt dem aus eigenem hinzu:

..D.e vorstehende Auslassung gibt nur eine der \iclcn Klagen wieder, die

ans In der letzten Zeit über die Sozialvers.cheiung, besonders aber über die

Krankenversicherung, zugingen. Obschon die sog. ..wertbeständige Rechnung'1

auch in der Sozialversicherung auf dem Marsche ist, uird diese Neuerung

iiaein die erwünschte Hilfe für die Versicherten nicht bringen. Die Ver¬

billigung der Verwaltung durch Einsparung entbehr¬

licher Kräfte, straff* Anspannung aller Angestell¬

te« ia der Verwaltung, volle Ausnutzung der Ar«.

beitszeit und eine Gehaltszahlung, die nicht bei

stimmt wird durch die Beamtenbesotdungsordniingj
solider« darch die Leistungsfähigkeit der Beitraget
zahltr nad die Leistungen der Kasse an die Verl

sicherten — alles das erscheint nicht minder notwendig/4 ,

Wir haben absichtlich den Kernsatz dieser eigenen Meinung-«
äußerung der „Tageszeitung für deutsche Volksgemeinschaft^»
wie sich „Der Deutsche44 noch nennt, durcii Sperrdruck!
hervorgehoben, um unseren Lesern zu zeigen, wohin die

Reise gehen soll. Bei Betrachtung dieser Vorschläge brauche«

wir wohl nicht besonders zu betonen, daß wir einer Verbilligung
und Vereinfachung der Verwaltung in der Sozialversicherung seit

Jahren das Wort geredet haben, daß insbesondere immer wieder

aus den Kreisen der Angestellten der Sozialversicherungsträger,
eine solche Vereinfachung vorgeschlagen wurde. Der unberufene

Kritiker muß aber mit seiner Kritik an der richtigen Stelle ein«

setzen. Er fordert zunächst „Einsparung entbehrlicher Kräfte"*
Wer praktisch in der Verwaltung eines Sozialversicherungs¬

trägers ehrenamtlich oder beruflich tätig ist, weiß, was er vott

dieser Forderung zu halten hat. Selbstverständlich werden

überall wirklich entbehrliche Kräfte eingespart. Aber die durch

die Reichsversicherungsordnung und die anderen einschlägigen
Gesetze den Krankenkassen und den sonstigen Versicherungs-'

trägem gestellten Aufgaben müssen erledigt werden. Sie sind

bekanntlich in den letzten Jahren nicht geringer, sondern wesent*

lieh umfangreicher geworden. Daß zur Erledigung dieser Auf-'

gaben Angestellte gebraucht werden, ist selbstverständlich. Die

Verwaltungsgeschäfte erfordern aber auch eine „straffe Anspan¬

nung aller Angestellten in der Verwaltung44. Die vorhandenen

Angestellten wissen davon ein Uedlein zu singen, wie u. a. auch

durch „volle Ausnutzung der Arbeitszeit*4 die Arbeitskraft der

Angestellten bis aufs äußerste angespannt wird. Die „Gehalts¬

zahlung, die nicht bestimmt wird durch die Bcamtcnhcsoldungs-

ordnung, sondern durch die Leistungsfähigkeit der Beitragszahler
und dic Leistungen der Kassen an die Versicherten44, schließlich

ist, wie „Der Deutsche" durch die ihm nahestehenden Christ*

liehen Gewerkschaften erfahren könnte, stets von den Ange¬

stellten in der Sozialversicherung gefordert worden. Sie haben

niemals nach der Bezahlung auf der Grundlage der Beamten-

besoldungsordnung geschrien, sondern immer durch unseren

Zentralverband der Angestellten eine Regelung Ihrer Gehalts-,

und Attteliungsbedingungen durch einen in freier Vereinbarung;
abgeschlossenen Tarifvertrag gefordert. Darin sind sie durch

rückständige Aufsichtsbehörden und Ministerien, die ihnen mit

aller Gewalt die Beamtenbesoldung und das Sperrgesetz auf¬

drängten oder aufdrangen wollten, nach besten Kräften ge«

hindert worden.

Mit so oberflächlichen Ratschlägen ist die zum Teil berech¬

tigte Erbitterung der Versicherten nicht zu beseitigen. Wer eine

wirkliche Gesundung der Sozialversicherung will, der muß vor

Monatlich

mufc in Zukunft dic Fachzeitschrift beim Postamt

bestellt werden. Der Bezugspreis für Oktober be¬

tragt 600 OOO Mk. Er wird bekanntlich auf den

Verbandsbeitrag zurückvergütet. Bestellen Sie Ihre

Fachzeitschrift sofort bei dem zuständigen Postamt

und weisen Sie auch Ihnen bekannte Verbands¬

mitglieder auf die Notwendigkeit des Bezuges hin.
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allem der Selbstverwaltung der Versicherten einen Spielraum
gewahren und sie von den bureaukratischen Fesseln befreien«
dic ihnen ruckständige Behörden bei Jeder Gelegenheit auf¬

erlegen. Dann aber muß darüber hinaus endlich einmal mit

der Vereinheitlichung der Sozialversicherung
Ernst gemacht werden. Dadurch würden die Versicherungsträger
xu einer zweckmäßigeren Ausnutzung der vorhandenen Kräfte
kommen und ihre Leistungsfähigkeit erhöhen können. Mit sol¬
chen Quacksalbereien, wie sie „Der Deutsche" vorschlägt, möge
man die Sozialversicherung aber verschonen. Sie sind eine

Doktor-Eisenbart-Kur, dic dem Kranken nur das Leben kosten
.würde Damit wäre aber den Versicherten am allerwenigsten
gedient.

c) Abschaffung des Kontos Ur unständig Beschäftigte, Aufnahme dieser
Versicherten in das Konto für freiwillig Versicherte.

d) Beschränkung aller Statistiken auf das Notwendigste. Orößere Sta«.
tistiken müssen günstigeren Zeitläuften vorbehalten bleiben.

I. Vereinfachung des Formularwesens:
a) Vereinigung aller für einen Versicherungsfall benötigten Formalere In

einem Blatte.

k) Anlage von Erledigungsbogen für schwierige Versieberungsfälle (Be¬
triebsunfälle), auf denen sämtliche su beachtenden Meldungen und

Fristen zu verzeichnen sind und die so anch wenig geübten Personen
eine sachgemäße Erledigung ermöglichen.

4. Vereinfachung des Erstattungswesens durch

a) Verzicht auf Erstattung bei Ortlich zusammenliegenden Kassen durcii
Vertrag.

b) Verzicht auf Erstattung von Forderungen, deren Höhe in keinem Ver«)
hältnis zu den für die Eintreibung aufgewandten Kosten stehen.

8. Vereinfachung der Registratur:
a) Abschaffung des Brieftagebuches, statt dessen Briefkopien und Fristen«!

kalender.

b) Anlage voe Mitglieder- ond Arbeitgeberakten, die alle auf den Ver«.

sicherten bzw. Arbeitgeber bezüglichen Angaben enthalten.

6. Nutzbarmachung aller technischen Hilfsmittel für den Kassendienst,' ans-

gedehnte Verwendung von Bureaumaschinen. Grundsätzlich keine Arbeit

von Bureaupcrsonal ausführen lassen, die durch die Maschine ebenso gut
oder besser zu erledigen ist.

Neben diesen Reformen sind sämtliche Arbeiten, die nicht unbedingt eine
Kenntnis des Betriebes der einzelnen Kasse voraussetzen, möglichst von den

örtlich zusammenliegenden Kassen gemeinsam zu erledigen. In erster Linie

kommt hier in Frage eine gemeinsame Krankenkontroüe. Soweit ein Kassen¬

verband, der diese Aufgaben übernehmen kann, nicht gegründet wird, können

sich die Kassen durch Vertrag verpflichten, gegenseitig ohne Erstattungs-
leistung solche Arbeiten für einander auszuführen. Solche Regelungen liegen
auch im Sinne der dringend notwendigen Vereinheitlichung der Krankenver¬

sicherung.

Unsere in der Praxis stehenden Leser möchten wir auf diese

Leitsätze um so mehr hinweisen, als sie ja am besten beurteilen
können, ob und in welchem Umfange sie verwirklicht werden
können.

Passive Resistenz in den rheinischen Krankenkassen? Eine

Kundgebung der Kassenangestellten im Bezirk des

Oberversicherungsamts Düsseldorf beschäftigte sich am 1. Juli
in Oberhausen mit einer Verfügung des Oberversieherungsamts
Düsseldorf, wonach die Versicherungsämter angewiesen werden,
die Kassenvorstände anzuhalten, die Gehälter der Angestellten
zu kürzen, soweit sie die von dem Herrn Vorsitzenden des Ober¬
versieherungsamts genehmigten dienstordnungsmäßigen Bezüge
übersteigen. Die Versammlung war trotz der Verkehrsschwierig¬
keiten gut besucht. Auch die Vorstandsmitglieder waren zahl¬
reich erschienen und protestierten ebenfalls gegen die Beschnei-

düng des Selbstverwaltungsrechts.
Die berechtigte Erregung der Angestellten kam in der Dis¬

kussion lebhaft zum Ausdruck. Folgende Entschließung wurde

einstimmig angenommen:

„Die am 1. Juli in Oberhausen tagende Versammlung der Angestellten
und Beamten sämtlicher Organisationen der Krankenkassen des besetzten und

Einbruchsgebietes im Bereich des Oberversicherungsamtes Düsseldorf hat mit

Entrüstung von der Verfügung des Wohlfahrtsministers Kenntnis genommen,

nach welcher die Vorstände der Krankenkassen aufgefordert werden, die über
die bisher genehmigte Dienstordnung hinaus gewährten Bezüge nicht mehr

weiter zu gewähren. Sie fordern vom Minister, das OVA. Düsseldorf zur

sofortigen Rücknahme der Verfügung anzuweisen. Die Versammelten finden

das Vorgehen des OVA. besonders in der augenblicklichen Zeit befremdlich.

Sie erklären, daß sie nicht gewillt sind, sich diesem unsozialen Vorgehen zu

beugen, weil durch dieses ihre Existenz auf das schwerste bedroht ist. Dem

Organisationen wird aufgegeben, unverzüglich geeignete Schritte zu unter««

nehmen.'*

Die Vorstandsmitglieder nahmen in einer besonderen Be¬
sprechung ebenfalls zu dem Vorgehen Stellung. Teilweise woll¬
ten die Vorstandsmitglieder sogar ihre Aemter niederlegen. Die
Entschließung der Vorstandsmitglieder lautet:

„Die versammelten Vorstandsmitglieder der Allgemeinen Ortskrankenkassen

des OVA. Düsseldorf nehmen mit Entrostung Kenntnis von dem Erlaß des

Ministers. Sie betrachten diesen als einen Eingriff and eine grobe Ver¬

letzung der Selbstverwaltungsrechte der Ortskrankenkassen. Doppelt unver¬

ständlich erscheint ans diese Verfügung in der augenblicklichen Zeit. Wir

verlangen auf das Nachdrücklichste eine sofortige Zurückziehung dieser Ver*

fügung.'*

Wir haben sofort das Reichsarbeitsministerium angerufen
und das preußische Ministerium für Volkswohlfahrt um Eingreifen

A
,

p
ersucht. In einer mündlichen Verhandlung haben wir dem VVohl-

An aas 1 ostamt zu i • s % i fahrtsminister den Ernst der Lage vor Augen geführt und um

i .u w_«»_»ii» kL,j.„Au „u 1 ni^k^ »nn .,_~~ \/Ä i a~m Einleitung von Verhandlungen am Sitz des Oberversicherungs-
Ich bestelle hierdurch ab 1 Oktober 19221 vom Vertag des

amts Düsseldorf unter Hinzuziehung der Kassen und der Ange<
JEentralverbandes der Angestellten, Berlin SO. 26. Oranien- stellten ersucht
•traße 40/41,

*
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Zur Reichsbesoldungsordnung. Am 4. September fanden

\ % t § , $cn mm -

# # !' 1923. Verhandlungen über die Neuregelung der Bezüge der Reichs¬
beamten und -angestellten statt. Folgendes Ergebnis wurde

Name: ....$...*.....
*

.
,

.

erzielt:
9 #

*

# * * *

Der Teuerungszuschlag wurde ffir die Zeit vom 1. bis
Wohnung: % 9 . . iiriittiini 15. September von 13 530 auf 38 840 Proz. erhöht. Der Frauen-

Verwaltung.
Reform der Kassenverwaltung. Der 27. Deutsche Orts-

krankenkassentag hat sich nach einem Vortrag des Geschäfts¬
führers Schellhammer, Nürnberg, mit dieser Frage beschäftigt
lind dazu folgende Entschließung angenommen:

..Die ungeheure Notlage der Krankenkassen, die noch aicht behoben ist,
fwingt aeben Qesetzesä.iderungen, die den Kassen einen Teil ihrer Lasten

abnehmen, zu Reformen der Kassenverwaltung und des Dienstbetriebes der
Kassen. Oberster Qrundsatz dabei muß sein, dtn höchsten wirtschaftlichen
Nutzen mit der geringstmöglichen Kraftentfaltung se erreichen.

Das Oesetz zur Erhaltung leistungsfähiger Krankenkassen vom 27. März
1923 ermöglicht den Kassen teils mittelbar, teils unmittelbar eine Reform des
Dienstbetriebes (§5 6. 19. 25. 36 a. a. O.).

Die wichtigsten dieser Bestimmungen, der neue Absatz 3 des 5 317 in
Verbindung mit dem Absatz 4 des § 18U RVO., stellen einen Versuch zur Ver¬
einfachung des Mcldeveriahrens dar, von dessen Oelingen weitere Verein*

bedungen abbiruig sind. Vereiubarungen nach § 317 Abs. 3 sind zweckmäßig
zunächst nur mit größeren Betrieben zu treffen. Auf die Eigenart der ein¬
zelnen Betriebsbuchführungen ist dabei Rücksicht zu nehmen. In vielen
rillen wird eine Durchschrift der Lohnliste unter Wegfall der Meldungen als

Beitragsabrechnung benutzt werden können. Bei Führung der Lohnlisten In
Kai ter form durch die Firmen ist tine Liste sämtlicher Versicherten von dtr
Kasse aufzustellen, die monatlich von den Firmen fortgeschrieben und trgfkmt
Wird. Mit der eingereichten Liste führt dic Firma unmittelbar die Beiträge
aa die Kasse ab. Djs lieberegister fällt für diese Betriebe fort. Die Mit¬

gliederliste wird in Kartenform geführt. Lohnangaben werden nicht gebucht.
Die Uebertragung der Grundlohnfestsetzung auf den Kassenvorstand durch

Abs. 1 § 18U RVO. gestattet, die Lohnstufen nicht mehr in die Satzung auf-
Benehmen. Satzungsänderungen erübrigen sich damit. Die Zahl der Lohn-
etufeu ist tunlichst aul 10 bis 12 zu beschränken. Die Orundlöhne sind auf
darch 3 teilbare volle tausend Mark festzusetzen. Eine gleitende Regelung
sämtlicher Zahienbeträge Ist Cinzelfestsetzungen vorzuziehen. Beispiele dafür
enthält die vom Hauptverband herausgegebene neue Mustersatzung.

Die H 19 Abs. 2 und 25 des Gesetzes zur Erhaltung leistungsfähiger
Krankenkassen übertragen dem Reichsarbeitsminister den ErlaB von Bestim-

miungcn, dic der Vereinfachung des Meldewesens und der Beitragseirziehung
dienen. Sache der Kassen ist es, dafür Vorschlüge zu machen. Als nächste
Madnali.nen kämen in Betracht:

1. Möglichst restlose Ein- und Durchführung des bargeldlosen Verkehrs,
Nutzbarmachung des Postscheck Verkehrs. Möglichste Vereinfachung der

Rcchiungss teilung. Formulare mit angehängter Zahlkarte sind zweck¬

mäßig. Mit dtn Arbeitgebern sind Vereinbarungen zu treffen, daß die

Zu«te!lurg der Rechnungen an die Bank erfolgen kann zwecks lieber*
Weisung der vollen Beitrage von Konto zu Konto.

2. Kontrolle der Meldungen durch die Tarifabschlüsse. Bei verbindlich er¬

klärten Tarifen kann eine L'mmeldung der von ihnen erfaßten Ver¬

sicherten überhaupt unterbleiben.

Weitere Reformen:
!. Entlastung des Schultcrvcrkchrs durcii

e) Uebertragung des Ausstellen«, der Krankenscheine einschließlich der

Familitnkrankenschcine auf die Arbeitgeber.

b) Einführung der täglichen Krankengeldzahlung and Zustellung des

Krankengeldes durch die Krankenkontrollcure oder Im Postscheck-
verkehr.

c) Möglichste Beschrankung der Zahlungen der Wochenhilfeleistungen
auf vierwöchige, mindestens aber vierzehntlgigc Termine.

2. Vereinfachung der Buchführung durch

a) Abschaffung möglichst vieler Nebenbücher.

t) Vermeidung der Buchungen einzelner Beiträge In den Heberegistern.
Statt dessen Ersatz durch Schlüsselzahlen ond Multiplikation der End¬

summen dieser Zahlen mit veränderlichen Faktoren«

Bestellschein



Nj. 14 — 1923 Volkstumliche Zeitschrift für die gesamte Sozialversicherung 75
>k* -•

Zuschlag wird für die gleiche Zeit auf 20 MiHionen Mark erhöht.

Die Besatzungszulage und die Zulage für das Einbruchsgebiet
ist nui 12 Millionen Mark, die Kinderzulage auf 2 400 000 Mk.

festgesetzt. Zugleich wurden die örtlichen Sonderzuschläge in

folgender Weise erhöht: von 136 auf 390, 478 auf 1362, 818 auf

2336, 1 158 auf 3 310, 1432 auf 4 088, 1772 auf 5 062, 2112 auf

6 036, 2 454 auf 7 010, 2 794 auf 7 982, 3 476 auf 9 930, 4 020 auf

11488 Proz.

Betriebskrankenkassen« Das preußische Ministerium für

Volkswohlfahrt hat den folgenden Runderlaß vom 17. Juli d. J.

(III. V. Nr. 1910) an die Oberversicherungsärnter gerichtet:
„Das Verhalten einzelner Versicherungsämter veranlaßt mich, nachdrück¬

lich darauf hinzuweisen» daß durch das Gesetz zur Eihaltung leistungsfähiger

Krankenkassen vcm 27. März d. J. die Rechtslage der Betriebskrankenkassen

pur insofern geändert worden ist, als zur Errichtung einer Betriebskranken¬

kasse die Zustimmung des Betriebsrats erforderlich Ist. Hinsichtlich der Vor¬

aussetzungen für die Schließung sind trotz der ^Aenderung des § 274, 1 RVO.

keinerlei Aenderungen eingetreten; die neue Passung hat nur redaktionelle Be¬

deutung. Infolgedessen dürfen, abgesehen von Betriebskrankenkassen ffir

Landwirtschalts- und Binnenschiffahrtsbetriebe, zugelassene Betriebskranken-

kassea nur geschlossen werden, wenn der Mitgliederbestand dauernd anter

100 sinkt. Seit dem 1. Januar 1914 errichtete Betriebskrankenkassen dagegen

können schon geschlossen werden, wenn sie dauernd weniger als 150 Mit-

glieder haben. — Die Frage, ob der Rückgang der Mitgliederzahl nicht nur

eine vorübergehende Erscheinung ist, bedarf sorgfältiger Prüfung. Ich ordne

daher an, daß die Oberversicherungsärnter vor weiterer Entsehließung eine

gutachtliche AcuEerung des zuständigen Qewerbera's einzuholen haben.'4

Das preußische Ministerium für Volkswohlfahrt hat dem

Verbände der Betri^bskrankenkassen den Runderlaß bekannt¬

gegeben mit dem folgenden Bemerken:

„Abschrift des Runderlasses an die Oberversicherungsärnter wird Aber-

aandt mit dem Anheimstellen, den Erlaß in der Verbandszeitschrift zum Ab¬

druck zu bringen. Dabei wird den Betriebskrankenkassen

in empfehlen sein, daß sie Einwirkungen der Versiehe-

rungsbehörden, die im Oesetz keine Unterlage finden,

keine Folge geben. Sofern nach Ansicht dea Unternehmers oder der

Arbeitnehmer des Betriebes die Betriebskrankenkasse zu Unrecht geschlossen

sein sollte, Ist bei dem Ministerium (Berlin W. 66, Leipziger Straße 3) recht-

xeitig Beschwerde zu führen/*

Die rührende Fürsorge für den ungehinderten Fortbestand

der vielen kleinen und leistungsschwachen Betriebskranken¬

kassen sollte durch einen Volkswohlfahrtsminister nicht gerade
noch rühmend hervorgehoben werden. Eine Zentralisation, eine

Zusammenfassung aller Kassenarten zu leistungsfähigen Gebilden

müßte für ihn gerade ein erstrebenswertes Ziel sein. Qeradezu

grotesk aber mutet es an, wenn der preußische Wohlfahrts¬

minister zur Widersetzlichkeit gegen Anordnungen seiner ihm

zum Teil aufsichtshalber unterstellten Versicherungsbehörden
auffordert. Den rechtswidrigen Anordnungen der

Versicherungsbehörden soll keine Folge ge¬

gebenwerden! Das müssen wir uns merken und

danach verfahren. Und das sollten auch die Vor¬

sitzenden der Orts- und Landkrankenkassen beachten. Wir

denken an den Kampf der Krankenkassenangestellten gegen die

vorrevolutionäre Auffassung der Versicherungsbehörden über

die Geltung des Tarifrechts und des Betriebsrätegesetzes für die

Krankenkassenangestellten. Hier ist der preußische Wohlfahrts¬

minister flugs bei der Hand, um selbst den Bestimmungen der

Reichsversicherungsordnung offen eatgegenstehende Anordnungen
oder Entscheidungen der Versicherungsbehörden seine Zustim¬

mung zu geben. Aber hier sind es ia auch Angestellteninteressen,
im höchsten Falle Interessen der in der Mehrzahl durch Arbelt-

nehmervertretcr gebildeten Kassenvorstände der Orts- und Land¬

krankenkassen, welche gegen Entscheidungen der Versicherungs¬
behörden Einspruch erhoben. Im vorliegenden Falle handelt es

sich um Krankenkassen., bei welchen die Arbeitgeberschaft Jeden
Einfluß der Arbeitnehmer soweit als möglich zuriiekzudämmen

sucht. Diese Kassen besonders zu schützen, scheint Hauptauf¬
gabe des preußischen Wohlfahrtsministers zu sein. Oder sollten

wir uns hierin irren?

Die Altpensionäre der Krankenkassen. Nicht nur Berufs¬

genossenschaften lassen ihre Altpensionäre verelenden, auch

einzelne Krankenkassenvorstände lassen sich bei der Regelung
der Bezüge für ihre Altpensionäre von einer unverständlichen

Engherzigkeit leiten.
Die Allgemeine Ortskrankenkasse für Dresden versetzte Im

Jahre 1920 den Assistenten G. in den Ruhestand. Sie speiste
ihn in den letzten Jahren mit ganz unzulänglichen Sätzen ab

und weigerte sich, eine Verpflichtung zu einer zeitgemäßen
Regelung der Ruhegehaltsbezüge anzuerkennen. Der Beschluß¬
ausschuß des Versicherungsamts in Dresden entschied am

26. Februar 1923:
„Die Allgemeine Ortskrankenkasse fflr Dresden Ist verpflichtet, dem vor¬

maligen Kran«enkassenassistenten Karl Hennann O. In Dresden Ruhe¬

gehalt nach den für die Zeit nach dem 1. Januar 1921 geltenden Grundsätzen
iu gewähren/'

Diese Entscheidung hat folgende Begründung:
..Die rechtlichen Beziehungen zwischen Kläger end Beklagten sind ver*

traglich geregelt; für Ihre Beurteilung sind also — soviel für dza vorliegenden
Fall in Betracht kommt — grundsätzlich zunächst die vertragsmäßigen Yer-

eiübaruugcn maßgebend und worden das unter normalen Verhältnissen aach

schlechthin bleiben. Die allgemeine wirtschaftticke Lage hat Jedoch ii«-)
Deutsehen Reiche seit Beendigung des großen Krieges derartig einschneidende
Veränderungen erfahren, dr.ß unter fftren elementaren Einwirkungen anch feste
vertragsmäßige Vereinbarungen unter Umständen ihre bindende Kraft für die
Beteiligten ganz oder teilweise verlieren. Das ist auf verschiedenen Rechts¬
gebieten nicht nur theoretisch entwickelt, sondern auch in der Praxis, nnd
zwaT durch oberinstanzliche Entscheidungen oder grundsätzliche Regelungen
anerkannt worden. Für die vorliegend* Streitfrage kommt besonders in Be¬
tracht, daß — wie auch das städtische Pcrsonalamt in einer Auskunft von

22. Februar d. J. (Bl. IIb d. A.) bestätigt hat — „die Bezüge der „Altpensio¬
näre4* bei Reich, Staat und Gemeinde auf Orund des Pensior.sergänzungs-
gt%ttzt% denjenigen der „Neupensionäre" Angepaßt worden sind*4, indem
„bei Neufestsetzung der Pensionen angenommen wurde, die neue Besoldungs*
Ordnung hätte bereits bei der Pensionierung bestanden (gegolten), und dem¬
gemäß die Pensionäre in die neuen Gruppen und Dienstaltersstufen eingereiht
and danach das pensionsfähige Diensteinkommen berechnet wurde, so daß

„hinsichtlich der Höhe der Pensionen letzt kein Unterschied zwischen
den sogenannten „Alt-41 und „Neupensionären*' mehr besteht.4' Der er-J

kennende Ausschuß ist unter Abwägung der eingehenden rechtlichen Dar-'
fegungen der beiden Beteiligten zu der Ueberzeugung gelangt, daß nach diesen
Grundsätze auch Jm vorliegenden Falle verfahren werden muß. Das ist nach
seinem Dafürhalten anch mit den vertragsmäßigen Vereinbarungen durchaus
Vereinbar. Denn Verträge sind nach dem allgemeinen, auch hier anzuwen¬

denden Rechtssatze nicht nach dem Buchstaben, sondern nach dem ausdrück-«
lieh erklärten oder mutmaßlichen Willen der Vertragschließenden auszulegen.
Dieser .Wille geht bei einem Anstellungsvertrage wie dem des Kt-ägcrs, soucit
er den Ruhegehaltsanspruch betrifft, dahin, daß dem Dienstpflichtigen nach
seiner Versetzung in den Ruhestand durch ein seinen bisherigen Einkünften
aus dem AnstelJungsverhältnisse und seiner Stellung entsprechendes Ruhegehalt
eine weitere angemessene Lebensführung für sich und seine nächsten Familien¬
angehörigen ermöglicht und gesichert werde. Daß das ursprüngliche Ruhe¬
gehalt des Klägers diesem Erfordernis in keiner Weise entspricht, bedarf
keiner näheren Begründung. Infolgedessen war das Ruhegehalt angemessen

zu erhöhen. Hierfür bietet einen geeigneten Maßstab und Anhalt die Regelung
der entsprechenden Bezüge der neuerdings in den Ruhestand tretenden An¬

gestellten, die den fOr öffentliche Beamte geltenden Bestimmungen an«i

gepaßt ist.

Diese Rechtsauffassung findet eine Stütze in der Rechtsprechung sowohl
des Reichsgerichts, die den rechtwandelndcn Einfluß der wirtschaftlichen Um¬

wälzung auch gegenüber Vertragsbestimmungen anerkannt hat (zu vergl. z. B.
die Entscheidungen dieses Gerichts in Zivilsachen vom 2\. September 1920

und vom 8. Juli 1920, RGZS. Band 100 S. 129 ff., Band 99 258 li.; hinsichtlich
der rechtlichen Beurteilung des Ruhcgchaltsanspruchs im allgemeinen auch
die Entscheidung desselben Gerichts vom 26. Oktober 1899 — RGZS. Band 33

S. 321 —), und ebenso in der Rechtsprechung des Reichsversicherungsamts, das

s. B. in einer vom Kläger angezogenen Entscheidung vom 8. Mai 1922 die

gleiche Frage hinsichtlich eines Angestellten einer Berufsgenossenschaft in

demselben Sinne beantwortet hat (zu vergl. „Die Reichsspezial Versicherung"
1922 S. 268 ff.; dazu auch die grundsützliche Entscheidung des Reichsver-
slchei angsamts vom 6. Pebruar 1922 — Amtliche Nachrichten 1922 S. 344

Ziffer 3111 —). Nicht zutreffend erscheint der Einwand der Beklagten gegen¬

über der reichsversicherungsamtlichen Entscheidung vom 8.- Mai v. J., das

Ruhegehalt von Angestellten einer Berufsgenossenschaft sei rechtlich anders

su beurteilen als das von Krankenkassenangestellten» weil es bei letzteren

lediglich eine Ergänzung der Invalidenrente darstellen solle. Allerdings war

der Kläger nach dem Anstellungsvertrage verpflichtet, die Invalidenversiche¬

rung freiwillig fortzusetzen und sich die für die Entrichtung der Beitritt
erforderlichen Beträge von der Krankenkasse am Gehalt kürzen zu lassen;

diese Bestimmungen minderten aber nicht das ihm als Festangestellten zu¬

stehende Recht auf Ruhegehalt, sondern bezweckte nur eine gewisse Ent¬

lastung der Krankenkasse, wie schon daraus hervorgeht, daß er allein die

Beiträge für dic freiwillige Versicherung zu tragen hatte. Ebensowenig Kann

die Beklagte mit Erfolg irgendwelche Einwendungen gegen den Klageanspruch

aus der Satzung der „Ruhegehaltskasse (Landeskasse) Sachsischer Orts-, LanJ-

end Innungskrankenkassen44 herleiten; denn dem Kläger sieht allein die Be¬

klagte, die dienstberechtigte Krankenkasse, als Vertragsgegner und de-iinac*!

ais leistungspflichtige gegenüber, während der „Ruhegchal^kasse44 gegenüber

nur jene — nicht der Kläger — Rechte (und Pflichten) hat.

Nach alledem hat der erkennende Ausschuß in Anlehnung an die ober¬

instanzliche Rechtsprechung und zugleich in Uebereinstimmung mit einer vom

Kläger angezogenen Vorentscheidung des Vorsitzenden des Beschlußaus-

schusses beim Versicherungsamte der Stadt Leipzig vom 7. Februar 1923

(Vers.A. Ib Nr. W. 407) über einen gleichen Streitfall den Anspruch des

Klägers für begründet erachtet.4'

Die Begründung dieser Entscheidung ist in allen Teilen

derart zwingend und durchschlagend, daß zu erwarten ist, daß

die Allgemeine Ortskrankenkasse Dresden die letzte gewesen

ist. die sich weigert, ihre Altpensionüre mit zeitgemäßen Ruhe-!

gehaltsbezügen abzufinden. I

Zusammenkunft In Würzburg. Anläßlich des Ortskranken¬

kassentages hatte der Zentralverband der Angestellten zum

18. August 1923 seine Mitglieder zu einem geselligen Beisammen¬

sein geladen. Unsere Würzburger Kollegen verstanden es, den

zahlreich erschienenen Kollegen einige genußreiche Stunden zu

bieten. Der Verbandsvorsitzende, Kollege Oiebel, führte \p
einigen kurzen ernsten Worten den Kollegen das Wirken und

die Bedeutung unserer Organisation vor Augen und forderte sie

zu reger weiterer Mitarbeit im Interesse der gesamten sozialen

Bewesrung auf. Unseren Würzburger Freun-den darf auch an

dieser Stelle im Namen aller Teilnehmer für das gute Qelingen
der Veranstaltung aufrichtigster Dank ausgesprochen werden. I

Dekadenweise Gehaltszahlungen an unständige Berufs«

genossenschaftsangestellte. Auf das Ersuchen unseres Zentral«

Verbandes der Angestellten hat der Arbeitgeberverband deutscher

Berufsgenossenschaften seine Mitglieder angewiesen, die Qe«

haltsbezüge der unständigen Angestellten nach Monatsdritteln

auszuzahlen.
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KrMkeflkMseuaicesteMteakofllereaz für Schwaben und Ne*j-

burz. Am 22. Juli ta^te in Kempten eine Krankenkassen-

anKestelltenkonferenz für Schwaben und Netibtirg. die von 28 Mit¬

gliedern besucht war. Kollege Köpplinger besprach eingehend

die Entwicklung der deutschen Sozialgesetzgebung. Er bewies

an Hand unwiderleglichen Materials, daß die Sozialgesetzgebung

in Deutschland der gewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmer¬

schaft ihr Entstehen und ihren sachgemäßen Ausbau verdankt.

Dieser müsse daher der Zugang zu den von ihr geschaffenen

Einrichtungen offengehalten werden. Wer in einer Krankenkasse

tätig sein wolle, müsse das notwendige soziale Verständnis haben

und die Bedürfnisse der Versicherten kennen. Der Redner wies

nach, daß die bisherigen Verbesserungen im Anstellungsverhalt,

nls der bayerischen Krankenkassenangestellten vom Zentralver¬

band der Angestellten geführt wurden, daß dieser lange vor dem

Verband der bayerischen Krankenkassenbeamten die ersten Ver-

liandlungen im Sozialministerium führte und bei den späteren

Verhandlungen im Auftrage aller Verbände auch die größten

und schwierigsten Verhandlungen so führte und die Interessen

der Angestellten so vertrat, daß ihm selbst die Gegner ihre An¬

erkennung aussprachen. Er kritisierte die Sucht des bayerischen

Krankenkassenbeamtenverbandes. alles zu Beamten zu machen,

und warnte vor der Auslieferung der Sozialversicherwig an

Militäranwärter und ehemalige Offiziere. Der ZdA. habe niemals

die Prüfung als zu schwer, wohl aber als unnötig und zwecklos

bezeichnet. Viermal hat in der letzten Zeit der Reichstag sich

dahin entschieden, daß er von einer Uebertragung der Beamten¬

cigenschaft an die Angestellten der Sozialversicherung nichts

/wissen wolle: trotzdem träumen unverbesserliche Träumer immer

noch diesen Traum.

Allseitig wurde bedauert, daß die besonders geladenen ierren

Steinleh ner und Süß aus Regensburg, sowie die Herren

L a u b e r. M i e h 1 e, Koch und Erb zu der Aussprache nicht

erschienen waren, sondern unter fadenscheinigen Ausreden von

der Tagung fernblieben. Die von Herrn Süß gestellten vier Fra¬

gen beantwortete der Redner so gründlich, daß er damit die all¬

seitige Zustimmung der Versammlung fand.

In der Aussprache erklärten sich __.!e Redner mit den Aus¬

führungen des Redners einverstanden, unter Verurteilung der

Haltung des Landesverbandes der Krankenkassenbeamten und

-angestellten Bayerns. In seinem Schlußwort konnte der Vor¬

sitzende Kollege Wegscheid. Kempten, mitteilen, daß während

der Tagung eine Reihe von Neuaufnahmen zum ZdA. erklärt und

.weitere in Aussicht gestellt wurden.

Ciaufachkonfereuz der Krankenkassenangestellten für Meck¬

lenburg an 2*. Juli 1923 la Güstrow. Zunächst sprach Kollege

Nordmann-Güstrow über die Aenderungen in der Sozialversiche¬

rung, insbesondere über die neuen Bestimmungen der Gesetze

fron 21. März. 13, Juli und 19. Juli 1923. In der lebhaften Aus¬

sprache wurde die Gefahr, die von den ..Berufskrankenkassen*4

droht, noch besonders hervorgehoben und beschlossen, dem Ver¬

bandsvorstand den folgenden Antrag zur Vertretung bei den

Spitzenorganisationen der Gewerkschaften zu un<crbreiten:

„Die freien Gewerkschaften wollen mit allen ihnen zu

Gebote stehenden Mitteln zu verhindern suchen, daß die von

der bürgerlichen Mehrheit des Reichstages geplante Errichtung

von Krankenkassen durch Berufsvereine oder Berufsverbände

Gesetz wird."

Weiter wurde beschlossen, die Aus- und Weiterbildung der

Kollegen praktisch in die Hand zu nehmen, dadurch, daß ganz

¦Mecklenburg in Unterbezirke, und zwar I. Rostock. 2. Güstrow.

3. Wismar, 4. Schwerin, 5. Ludwigslust und 6. Neustrclitz ge¬

teilt wird. Diese 6 Unterbezirke sollen zunächst einmal ver¬

suchen, dic zu ihnen gehörigen Kollegen zusammenzuholen und

die Aufklärung In monatlichen Zusammenkünften durchführen.

Wetter soll nach Bedarf — voraussichtlich alle Vierteljahr —

leine Zusammenkunft aus ganz Mecklenburg stattfinden. Zu den

.vorgenannten Zwecken erklären sich die Kollegen bereit, die

Mittel zur Verfügung zu stellen.

In die (iaufaehgruppcnleitung werden die Kollegen Witt-

Rostock. Riedel-Rostock. Nordmann-tiüstrow und Gienke-Schwe¬

nn und als Delegierter zur Reichskonferenz Kollege Nordmann-

Güstrow gewählt.
Kollege Harder-Bützow wies auf den Versicherungsverein

deutscher Krankenkassen hin. der jetzt eine Aenderung In der

Satzung vornehmen will, damit die Ruhegehälter sich auch in

derselben Weise erhöhen, wie die Gehälter der im Dienst be¬

findlichen Angestellten. Er ersuchte, darauf hinzuwirken, daß die

Dienstordnungen entsprechend geändert werden.

Gaulackkoafereaz für Sachsen-Anhalt Am 5. August 1923

tagte iu Halberstadt die Gaufach^ruppenkonierenz, die von den

Krankenkassen-. BeruiSi.enosscnscha.ts- unJ Knappschaftsange¬

stellten gut besucht war. Nach dem Geschäftsbericht des Kol¬

legen Krone, Magdeburg, geh; sowohl in agitatorischer als auch

In organisatorischer Hinsicht die 0:_.i!ac..gruppe der Sozialver¬

sicherungsangestellten itt Sachsen-Anhalt gut vorwärts. Den

Kassenbericht erstattete Koilege Heimecke. Magdeburg, den

Bericht des Tarifausschusses Kollege Krone. Zur Regelung der

Rechtsverhältnisse der Sozialversicherungsangestellten und zur

Tarifänderung wurden nachstehende Entschließungen einstimmig

angenommen:
1. Die am 5. August 2923 ia Italberstadt versammelte». Vertreter der Au«

gestellten der Sozia.vcrstc_.erunfstr_.ger des tkzirks Sachsen -Anhalt bedauern.

daB der leit geraumer Zeit versprochene Gesetzentwurf cor Regelung ihrer

Rechtsverhältnisse noch nicht cineebraefct ist. Sie sind der Ansicht, daß bei

den lullerst verworrenen Rechtsverhaltnissen eine Kilrung dringend und y<x

allen Dingen schnellstens notwendig ist und verlangen von dem Reichsarbeits¬

ministerium, daS es den Gesetzentwurf nunmehr umgebend vorlegt. JeJe

Verschleppung vergrößert nur die Rechtsu.isichcrbeit und schallt einen Zu¬

stand, der für die Soziatversicherungsangestelltea unerträglich Ist nnd tt

tchweren Erschütterungen führen kann. Die Konferenz ist daher einmütig der.

Ansicht, dafl Eile dringend geboten ist.

2. Die am 5. Aufast 1923 ia Halberstadt versammelten Vertreter der

Kra_.ken_.__ssenangestetltea des Bezirks Sachsen-Anhalt haben zu den Forde¬

rungen bzw. Richtlinien des Hauptverbandes deutscher Ortskrankenkassen ruf

Tarifgemeinschaftsfrage Stellung genommen. Unter Voransteilang des Grund¬

satzes, dafl die Selbstverwaltung der Krankenkassen nicht abgebaut, sondern

verstlrkt werden mufl, lehnen die Krankenkassenangestellten irgendwelche

Gleichstellung mit dea Öffentlichen Beamten nach wie ror grundsätzlich ab.

Die Krankenkassenangestellten ersuchen daher den Hauptvorstand des ZdA.,

gegen die Verschlechterungsversuche des Hauptverbandes deutscher Orfs¬

krankenkassen mit allen Mitteln anzukämpfen und für Schaffung einer ein¬

wandfreien von freigewerkschafttichen Prinzipien getragenen Tartfgemeinschaft

besorgt zu sein.

Als Teilnehmer zur kommenden Reichskonferenz wurde Kol¬

lege Krone, Magdeburg, einstimmig gewählt, ebehso wurde die"

bestehende Gaufachgruppenleitung und der Bezirkstariiausschufl

einstimmig wiedergewählt.

(iaufachgruppe Hessen. Am 22. Juli tagte in Frankfurt a. M.

eine Gaufachkonferenz der Krankenkassenangestellten. die sich

mit der Neuregelung des Dienstrechtes und der Tarifrevision be¬

schäftigte. Berichterstatter war Kollege Brenke vom Verbands¬

vorstand. Die Konferenz sprach sich gegen jede Verschlechte¬

rung des Reichstarifvertrages aus. Als Delegierter zur Reichs¬

konferenz wurde der Kollege Kissel-Frankfurt a. M. gewählt.

Für die Fachausbildung der Krankenkassenangestellten ist

eine Tabelle „Beispiele in graphischer Darstellung

zur Lehre von der Dauer der Leistungen und

Fristenberechnu'ng aus der Krankenhilfe" von

großem Wert, die zum Preise von 200000 Mk. einschließlich

Porto an unsere Mitglieder abgegeben wird. Da nur wenige Ueber-

sichten vorhanden sind, empfiehlt sich sofortige Bestellung bei

unserer Buchhandlung.

DienstJubiläum. Am 1. Oktober 1923 sind 25 Jahre ver¬

flossen, seitdem unser Kollege, Verwaltungsdirektor Bisch¬

mann. Mannheim, im Dienste der Allgemeinen Ortskranketi-

kasse dort steht. Was es bedeutet, ein Vicrteljahrhundert im

Dienste der Sozialversicherung, noch dazu in leitender Position,

zu stehen, ist in unseren Kreisen bekannt. Deshalb erübrigt es

sich, an dieser Stelle darauf einzugehen. Wir sprechen dem

Jubilar unsere besten Glückwünsche aus und hofien, daß er seine

Kenntnisse und Fähigkeiten noch recht lange der Sozialversiche¬

rung zur Vcriügung stellen kann.

25 Jahre Gewerkschaftsmitglied. Auf eine 25iährige Mit¬

gliedschaft in der freien Gewerkschaftsbewegung kann der

Fachgruppenleiter unserer Berliner Kollegen, der Kollege Mai

Maynz, am 1. September 1923 zurückblicken. Wer üie un-

crrr.iidüchc Tätigkeit unseres Kollegen Maynz nicht nur in der

Berliner Bewegung, sondern darüber hinaus in der Gesamt¬

bewegung unseres Verbandes kennt — war er doch wiederholt

Vertreter auf verschiedenen Tagungen unserer Gewerkschaft —,

wird sich gern unseren aufrichtigen Wünschen zu diesem

Jur.cltage anschließen. Das um so lieber, als sich Max Maynz

wegen seines kernigen, aufrechten Wesens in den Kreisen

seiner Mitkämpfer allgemeiner Beliebtheit crircut.

Literatur.
Social rerslctwr«ff. (Arbeiter Versicherung und Aages.cl.tcnrefSicherung.)

Von Prof. Or. phü. Dr. Jur. Alfred Mine*, Ber Sin. Fünfte, veränderte Auf-

face. 124 Seiten. Sammlu.ig Göschen Nr. 267 Walter de Orayter u. Co..

Berlin W. 10 und Leipzig. 1923. Preis: Grundzahl 1,1. — Kaum auf irgend-

einem anderen Gebiete unserer Sozialgesetzgebung ist ein mit wissenschaft¬

licher Gründlichkeit bearbeiteter, allgemein verständlicher Führer dringender

nötig als auf dem der Sozialversicherung, liier herrscht ein solcher Wirr¬

warr gesetzlicher Anordnungen, daß es außerordentlich erschwert ist. aach

cber alle Neuerungen xu unterrichten. Die den neuesten Stand der Gesetz«

üebung berücksichtigende fünfte Auflage der bekannten uni bewährten Schrift

I deshalb awBerorJenf i*'h zv. besrüBen.

Bekanntmachung.

Die Stellung des Fachsekretärs fiir die ReicIisiacliKruppe

S »zialversicherunz ist besetzt. Allen Bewerbern besten Dank.

Berlin, den II. September 1923.

Her Yerbaudsvorstand. gez. C. Qiebel. H. Brenke.
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